
 

 

Ergebnisbericht der 

32. Sitzung des Gemeinsamen Fachausschusses 

15. Sitzung des  

Fachausschusses Finanzberichterstattung  

15. Sitzung des  

Fachausschusses Nachhaltigkeitsberichterstattung   

vom 13. und 14.03. 2023 

 

Folgende Tagesordnungspunkte wurden 

während der Sitzungen behandelt: 

32. Sitzung Gemeinsamer FA 

• EFRAG Connectivity Project between 

FR and SR  

• Intangibles 

 

15. Sitzung FA FB 

• EFRAG DP Accounting for variable 

consideration 

• Vorbereitung ASAF-Meeting März 

 

15. Sitzung FA NB 

• ESRS SEC 1 

• ESRS Mining, Quarrying and Coal 

• ESRS Oil and Gas 

• ESRS Agriculture 

• ESRS LSME 

• ISSB Agendakonsultation 

 

Gemeinsamer FA: EFRAG Connectivity 
Project between FR and SR  

 

Zu Beginn der Sitzung erörterte der GFA das 
EFRAG-Projekt „Connectivity between Finan-
cial Reporting and Sustainability Reporting“. 
Diskutiert wurden insbesondere die unter-
schiedlichen Dimensionen von Konnektivität 
bis hin zu einer Integrierten Berichterstattung. 
Dabei wurden insb. die konzeptionellen As-
pekte des Projekts in den Vordergrund ge-
stellt. Der Mitarbeiterstab erhielt den Arbeits-
auftrag, grundlegende Aspekte der Konnekti-
vität unter dem Blickwinkel einer integrierten 
Berichterstattung auszuarbeiten. Diese Aus-
arbeitung kann in der Folge einer weiterge-
henden Positionierung des DRSC dienen, die 
an die bereits formulierte Forderung nach ei-
ner integrierten Berichterstattung von Unter-
nehmen anknüpft. 
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Gemeinsamer FA: Intangibles 

Darüber hinaus erhielt der GFA einen Über-
blick über aktuelle Aktivitäten und Entwicklun-
gen zur verbesserten Berichterstattung über 
immaterielle Werte. Im Fokus stand erneut die 
Auslegung der CSRD-Vorgaben. Zur Entwick-
lung von DRSC-Vorgaben und Leitlinien zur 
künftigen Berichterstattung über immaterielle 
Ressourcen gemäß den CSRD-Vorgaben 
beschloss der GFA einen Arbeitsauftrag an 
die AG „Immaterielle Werte“. 

 

FA FB: EFRAG DP Accounting for variable 
consideration 

Der FA FB erörterte den vorliegenden Stel-
lungnahmeentwurf zum EFRAG-Diskussions-
papier Accounting for variable consideration. 

Der FA bestätigte seine bisherige Position. 
Der Stellungnahmeentwurf wurde – mit weni-
gen Formulierungsanpassungen – verab-
schiedet. Die Stellungnahme wird in Kürze an 
EFRAG übermittelt. 

 

FA FB: Vorbereitung ASAF-Meeting März 

Der FA FB wurde über die Themen der ASAF-
Sitzung am 27./28. März 2023 informiert und 
um Meinungsäußerung insb. zu den in den 
ASAF-Sitzungsunterlagen gestellten Fragen 
gebeten. 

Hinsichtlich des Forschungsprojekts zur Equi-
ty-Methode (ASAF TOP 2) wurde der FA FB 
zunächst über den aktuellen Projektstand in-
formiert. Zu den vorläufigen Entscheidungen 
des IASB hat der FA FB keine Beanstandun-
gen geäußert. Er wies jedoch erneut darauf 
hin, dass Einzelentscheidungen zu Anwen-
dungsfragen zur Equity-Methode von der 
grundsätzlichen Interpretation der Equity-
Methode abhingen, ob diese als Bewertungs-
methode oder „Einzeilenkonsolidierung“ zu 
verstehen sei. Zudem regte er an, Alternativen 
zur Equity-Methode zu erörtern und Nutzer zu 
befragen, wie diese mit den aus der Equity-
Methode erwachsenden Informationen umge-
hen. 

Der FA informierte sich über die jüngsten 
IASB-Entscheidungen beim Projekt „Rate-
regulated Activities“ (ASAF TOP 3) und 
stimmte diesen grundsätzlich zu. Für die 
ASAF-Befassung wurden die folgenden zwei 
Punkte vorgemerkt: 

• Nach der vorläufigen Entscheidung des 
IASB würde ein Unternehmen bei der Beur-
teilung, ob regulatorische Vermögenswerte 
oder regulatorische Verbindlichkeiten vor-
liegen, zuerst IFRIC 12 und dann die An-
forderungen des Standards auf alle ver-
bleibenden Rechte und Verpflichtungen 
anwenden. Es stellt sich dabei die Frage, 
ob diese Reihenfolge der Anwendung der 
Vorschriften – zunächst eine Interpretation, 
erst dann ein Standard – grundsätzlich die 
richtige ist. 

• Die Beibehaltung des Einschubs „as defi-
ned in IFRS Standards“ bei der Definition 
des zulässigen Aufwands erscheint diskus-
sionsbedürftig. Diese vorläufige Entschei-
dung wird damit begründet, dass dies für 
die Beurteilung notwendig ist, in welcher 
Periode sich die regulatorische Kompensa-
tion des Aufwandes in der Gewinn- und 
Verlustrechnung niederschlägt, nämlich die 
Periode, in dem ein Unternehmen den ent-
sprechenden Aufwand gemäß den IFRS-
Rechnungslegungsstandards erfasst hat. 
Unklar bleibe jedoch der Fall, wenn der re-
gulatorischen Kompensation kein IFRS-
Aufwand gegenübersteht. 

Zum IASB-Projekt „Subsidiaries without Public 
Accountability: Disclosures“ (ASAF TOP 4) 
bekräftigte der FA FB seine Auffassung, dass 
die Initiative des IASB zu begrüßen sei. Die 
Beurteilung der Kosten und Nutzen des vor-
geschlagenen neuen IFRS für Tochterunter-
nehmen sei abhängig davon, ob die IFRS im 
Einzelabschluss bzw. Teilkonzernabschluss 
nach nationalem Recht angewendet werden 
dürfen. Dem IASB sei zuzustimmen, dass 
Synergiepotentiale (v.a. für multinationale 
Konzerne) bestehen, sofern für die einbezo-
genen Einheiten nicht nur für Zwecke des 
Konzernabschlusses IFRS Reporting Packa-
ges erstellt werden, sondern auch die betref-
fenden Einzelabschlüsse nach IFRS (mit re-
duzierten Angaben) erstellt werden können. 
Allerdings seien die unterstellten Wechselwir-
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kungen einer verbreiteten Anwendung der 
IFRS keine originären Nutzen-Aspekte des 
Standardentwurfs. Zu berücksichtigen sei fer-
ner, dass für die Erstellung eines IFRS-
Einzelabschlusses andere Wesentlichkeits-
grenzen festzulegen sind als für Zwecke des 
Konzernabschlusses des übergeordneten 
Mutterunternehmens. 

ASAF TOP 5 wurde in der Sitzung des Ge-
meinsamen Fachausschusses unter TOP 2 
behandelt. 

Zum IASB-Projekt „Primary Financial State-
ments“ (ASAF TOP 6) erörterte der FA FB 
Fragestellungen im Zusammenhang mit der 
Erstanwendung und des Übergangszeitraums 
des vorgeschlagenen neuen IFRS, Kosten-
Nutzen-Aspekte sowie Überlegungen des 
IASB zur Digitalisierung der Vorschläge. Im 
Hinblick auf den Übergangszeitraum wies der 
FA FB darauf hin, dass insbesondere die Vor-
schläge zur: 

• Aufgliederung der Abschreibungen, Amor-
tisationen und Leistungen an Arbeitnehmer 
auf die Posten der GuV, sofern ein Unter-
nehmen die GuV nach dem Umsatzkosten-
verfahren aufstellt, 

• Allokation von Fremdwährungsgewinnen 
und -verlusten auf die Kategorien „Opera-
ting“, „Investing“ und „Financing“, 

• Angabe der Auswirkungen auf die Ertrag-
steuern sowie die nicht beherrschenden 
Anteile für jeden Überleitungsposten im 
Rahmen der Angaben zu Management 
Performance Measures und 

• Modellierung der IFRS-Taxonomie zur Ab-
bildung der vorgeschlagenen neuen GuV-
Struktur 

mit einem erheblichen Implementierungsauf-
wand für Ersteller verbunden sind, wobei der 
vom IASB vorgeschlagene Übergangszeit-
raum von 18-24 Monaten nicht ausreichend 
erscheine. Hinsichtlich der Kosten-Nutzen-
Beurteilung der Vorschläge bekräftigte der FA 
FB seine Einschätzung, dass die Kosten der 
Erstellung den erwarteten Nutzen insgesamt 
überwiegen. Zur Digitalisierung der Vorschlä-
ge wies der FA FB darauf hin, dass die IFRS-
Taxonomie zeitgleich zur Erstanwendung des 

neuen IFRS vorliegen sollte. Ferner wies der 
FA FB darauf hin, dass auch die Implementie-
rung der digitalen Berichterstattung mit eini-
gen Herausforderungen verbunden sein kann 
und daher bei der Festlegung des Über-
gangszeitraums vom IASB gewürdigt werden 
sollte. 

In Bezug auf die IASB-Erörterungen des er-
haltenen Feedbacks zum DP/2020/1 Business 
Combinations – Disclosure, Goodwill and Im-
pairment (ASAF TOP 7) wurde der FA FB 
zunächst über den aktuellen Stand des Pro-
jekts informiert. Danach erörterte der FA FB 
verschiedene von Stellungnehmenden vorge-
brachte Vorschläge zu den Themenbereichen 
„Verbesserung der Effektivität des Impair-
menttests“ und „Reduzierung der Kosten und 
Komplexität des Impairmenttests“. Der FA FB 
unterstützte keinen der Vorschläge. Es sollte 
jedoch herausgestellt werden, dass die Indika-
torenliste gem. IAS 36.12 nicht abschließend 
zu verstehen sei. Die Erleichterung in IAS 
36.99 stellt nach Ansicht des FA FB tatsäch-
lich eine Erleichterung dar und wird von Un-
ternehmen in der Praxis genutzt. 

 

FA NB: ESRS SEC 1 

Der Mitarbeiterstab informierte den FA NB 
über den Stand der Arbeiten zum Working 
Paper ESRS SEC1 (Sector Classification and 
general approach to sector-specific ESRS). 
Das Working Paper stellt keinen Konsulta-
tionsentwurf dar und kann daher noch wesent-
lichen Änderungen unterliegen. Außerdem 
wurde der FA NB über die Rückmeldungen 
aus der Diskussionsrunde des DRSC vom 1. 
März 2023 zu diesem Working Paper infor-
miert. 

Das Working Paper ESRS SEC1 dient der 
Sektorklassifizierung von Unternehmen mithil-
fe von NACE-Codes. Unternehmen haben 
selbst zu bestimmen, ob sie eine bestimmte 
Umsatzschwelle in einem bestimmten Sektor 
überschreiten oder ob ihre Tätigkeiten in ei-
nem Sektor mit wesentlichen Auswirkungen 
auf sektorspezifische Nachhaltigkeitsthemen 
verbunden sind. Sollte eine der Bedingungen 
erfüllt sein, hat ein Unternehmen den jeweili-
gen sektorspezifischen ESRS anzuwenden. 
Der FA NB diskutierte diese Vorgabe und 
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stellte sich dabei die Frage, wie viele sektor-
spezifischen ESRS von einem Unternehmen 
parallel angewendet werden müssten und ob 
es eine Höchstgrenze an Berichtsanforderun-
gen gibt (ähnlich zu IFRS 8). Der Mitarbeiter-
stab stellte klar, dass nach dem Working Pa-
per ein Unternehmen verpflichtet sein könnte, 
mehrere sektorspezifische ESRS parallel an-
zuwenden, bspw. wenn die Umsatzschwelle in 
mehreren Sektoren überschritten werden 
würde. Zugleich existiere keine Höchstgrenze 
der anzuwendenden Berichtsanforderungen. 

Zudem stellte sich der FA NB die Frage, ob 
eine Sektorzuordnung auf Konzernebene oder 
auf Ebene einzelner Tochterunternehmen 
erfolgen müsse. Der Mitarbeiterstab stellte 
fest, dass eine Sektorzuordnung auf Grundla-
ge der berichtenden Einheit erfolgen müsse. 
Bspw. könnten große kapitalmarktorientierte 
Kapitalgesellschaften, die Tochterunterneh-
men darstellen, keine Konzernbefreiung nach 
der CSRD in Anspruch nehmen und müssten 
folglich auch selbst eine Sektorzuordnung für 
sich vornehmen. 

Zuletzt diskutierte der FA NB die Kompatibili-
tät der Anwendung der NACE-Codes nach 
den sektorspezifischen ESRS und der EU-
Umwelttaxonomie, da die gleichen NACE-
Codes in den jeweiligen Vorschriften teils ver-
schiedenen Sektoren zugeordnet werden 
(bspw. Gebäudesektor nach ESRS aber 
Energiesektor nach EU-Umwelttaxonomie).  

 

FA NB: ESRS Mining, Quarrying and Coal 

Der FA NB erhielt einen Überblick über den 
Inhalt des EFRAG Working Papers ESRS 
Mining, Quarrying and Coal (ESRS MQC). 
Außerdem wurde der FA NB über die Rück-
meldungen aus der ersten Diskussionsrunde 
des DRSC vom 1. März 2023 zu diesem Wor-
king Paper informiert. 

Der FA NB erörterte die Umsetzung des We-
sentlichkeitskonzepts am Beispiel des ESRS 
MQC. In der bekannten Fassung werden 
Nachhaltigkeitsthemen vorgegeben, die für 
ein Unternehmen in diesem Sektor als we-
sentlich gelten und über die deshalb grund-
sätzlich zu berichten ist. Die konkreten Be-
richtsanforderungen zu diesen Nachhaltig-

keitsthemen unterliegen einer Wesentlich-
keitsanalyse durch das Unternehmen. Wenn 
die Wesentlichkeitsanalyse ergibt, dass eine 
Berichtsanforderung als nicht wesentlich er-
achtet wird, kann diese weggelassen werden. 
Allerdings besteht in diesem Fall eine Erklä-
rungspflicht für das Weglassen der Berichts-
anforderung. Das Weglassen einzelner Da-
tenpunkte innerhalb einer Berichtsanforderung 
muss wiederum nicht begründet werden. Der 
FA NB äußerte Bedenken, dass dadurch das 
Prinzip der widerlegbaren Vermutung (rebutt-
able presumption) in den sektorspezifischen 
ESRS etabliert werden könnte, wodurch In-
konsistenzen zur Wesentlichkeitsanalyse in 
den sektoragnostischen ESRS (Set 1) entste-
hen würden.  

Die Mitglieder des FA NB waren der Auffas-
sung, dass durch die Mechanik der widerleg-
baren Vermutung faktisch eine mehrstufige 
Wesentlichkeitsanalyse erforderlich sein könn-
te. In diesem Fall könnte die Wesentlichkeits-
analyse auf Ebene einzelner Datenpunkte 
sinnvoller erscheinen. Allerdings spricht sich 
der FA NB grundsätzlich für eine Umsetzung 
des Wesentlichkeitskonzepts ähnlich dem 
etablierten Vorgehen bei der Finanzberichter-
stattung aus (u.a. ohne etwaige Rechtferti-
gungs- bzw. Erklärungspflichten für das Weg-
lassen bestimmter Berichtsanforderungen). 
Die Berichterstattung sollte entsprechend auf 
wesentliche Angaben beschränkt werden. Ein 
abweichendes Vorgehen bei der Nachhaltig-
keitsberichterstattung sei im gegenwärtigen 
Berichterstattungs- und Prüfungsregime auch 
deshalb nicht sachgerecht, weil Abschlussprü-
fer die Ergebnisse der Wesentlichkeitsanalyse 
überprüfen und mittels Prüfungsurteil bestäti-
gen würden. 

Grundsätzlich kritisierte der FA NB die un-
übersichtliche Struktur, die Umsetzung des 
Wesentlichkeitskonzepts sowie die wenig 
trennscharfe Abgrenzung der Sektoren. Am 
Beispiel von Methanemissionen wurde dar-
über hinaus verdeutlicht, dass es bisher nicht 
möglich wäre, den Berichtspflichten nachzu-
kommen, weil die erforderlichen Daten nicht 
bzw. nicht auf hinreichend granularer Stufe 
vorliegen würden. 
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FA NB: ESRS Oil and Gas 

Der FA NB erhielt einen Überblick über den 
Inhalt des EFRAG Working Papers ESRS Oil 
and Gas (ESRS O&G). Außerdem wurde der 
FA NB über die Rückmeldungen aus der Dis-
kussionsrunde des DRSC vom 3. März 2023 
zu diesem Working Paper informiert. 

Der FA NB erörterte die Zuordnung von Un-
terstützungstätigkeiten und Ausrüstung für die 
Öl- und Gas-Wertschöpfungskette zu dem im 
ESRS O&G geregelten Sub-Sektor Oil and 
Gas Services. Während Unterstützungstätig-
keiten unproblematisch erscheinen, sei die 
Zuordnung von Ausrüstung hier nicht sachge-
recht – insbesondere, wenn es sich um Aus-
rüstung handelt, die grundsätzlich auch in 
anderen Sektoren zum Einsatz kommen kann. 
Ausrüstung sollte deshalb in einem Manufac-
turing-Sektor erfasst werden. In der Beschrei-
bung zu NACE-Code B.09.10 (“Erbringung 
von Dienstleistungen für die Gewinnung von 
Erdöl und Erdgas”) ist ausschließlich von 
Dienstleistungen die Rede. Ausrüstung bzw. 
Zulieferer werden gar nicht genannt. Die Zu-
ordnung von Ausrüstung zum Sub-Sektor Oil 
and Gas Services sollte noch einmal überprüft 
werden, da ESRS O&G (Tz. 11) hier von der 
Beschreibung zu B.09.10 abweicht bzw. diese 
erweitert. 

Außerdem diskutierte der FA NB verschiede-
ne berichtspflichtige Kennzahlen. Am Beispiel 
der Treibhausgasemissionsintensität pro er-
zeugter Energieeinheit wurde verdeutlicht, 
dass es bisher kaum einem Unternehmen 
möglich wäre, den Berichtspflichten nachzu-
kommen, weil die erforderlichen Daten nicht 
auf hinreichend granularer Stufe vorliegen 
würden. Grundsätzlich wurden die Verhält-
nismäßigkeit und Aussagekraft der geforder-
ten Kennzahlen bzw. die Granularität der ent-
sprechenden Berichtspflichten durch den FA 
NB kritisch hinterfragt – insbesondere, da die 
Umsetzung der entsprechenden Berichts-
pflichten mit erheblichen Kosten einhergeht. 
Die Verhältnismäßigkeit der Berichtspflichten 
sei insgesamt, speziell in ihrer Gewichtung zur 
Finanzberichterstattung, kritisch zu betrach-
ten. Dies gelte umso mehr, da ESRS O&G 
(gemeinsam mit ESRS MQC) als Blaupause 
für andere Sektoren herangezogen werden 
dürfte. 

 

FA NB: ESRS Agriculture 

Der FA NB informierte sich über den aktuellen 
Stand zum Sektorstandard Agriculture, Far-
ming, Fishing (AFF), der am 13. März erst-
mals in der SR TEG vorgestellt und diskutiert 
wurde. Auffällig ist die enge Sektorabgren-
zung, die bspw. weder die Verarbeitung noch 
den Vertrieb von AFF-Produkten beinhaltet, 
sondern lediglich auf deren Erzeugung ab-
stellt. Bemerkt wurde zudem, dass im vorlie-
genden Working Paper fast alle Sub-Topics 
des ESRS 1 (App. B, AR12) als auch für AFF 
einschlägig angeführt werden. Hier wird eine 
Wiederholung/Dopplung aus den sektorüber-
greifenden Anforderungen befürchtet. Zudem 
wird das Verständnis bezüglich geforderter 
sektorspezifischer Angaben zu Liefer- bzw. 
Wertschöpfungsketten diskutiert. Insbesonde-
re im Fall von eng abgegrenzten Sektoren 
(wie dem AFF-Standard) sind die Wertschöp-
fungsketten sektorenübergreifend, sodass 
sektorspezifische Berichterstattungsanforde-
rungen mehrere Sektoren eines Unterneh-
mens umfassen und ggf. auch zu Dopplungen 
bei den Angaben führen können (z.B. Bericht-
erstattung aus Sicht verschiedener, jeweils 
zum Unternehmen gehörender Sektoren).  

 

FA NB: ESRS LSME 

Der FA NB diskutierte den aktuellen Stand 
des EFRAG-Arbeitspapiers eines ESRS für 
gelistete KMU und SNCI (small and non-
complex institutions), den sog. LSME. Der FA 
NB würdigte die vorgeschlagene Konzeption 
des LSME, das derzeit vorgesehene Wesent-
lichkeitskonzept und die Ausgestaltung von 
Section 1 und Section 2 des LSME (die auf 
ESRS 1 und ESRS 2 des Set 1 basieren). Die 
grundsätzliche Vorgehensweise, z.B. standa-
lone Document oder der modulare Ansatz mit 
Pflicht- und freiwilligen Angaben, wird befür-
wortet. Der FA NB spricht sich für eine be-
darfsorientierte Vorgehensweise, d.h. an den 
konkreten KMU-Berichterstattungsbedarfen 
ausgerichtet, aus. Es wird befürchtet, dass die 
Pflichtangaben weiterhin zu umfassend und 
detailliert sind, um KMU gerecht zu werden. 
Dieser Eindruck ergibt sich bereits in den Sec-
tion 1 und 2, die die Konzeption des LSME 
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und allgemeine Angabeanforderungen definie-
ren. So sind bspw. sehr ausführliche Angaben 
zur Wesentlichkeitsanalyse vorgesehen oder 
eine sehr detaillierte, disaggregierte Erläute-
rung zu Strategie und Geschäftsmodell (An-
forderung SBM-1). Zudem erscheint es zwar 
grundsätzlich erstrebenswert, nicht alle Anga-
ben unabhängig von deren Wesentlichkeit für 
die KMU verpflichtend vorzuschreiben. Aller-
dings ist die Wesentlichkeitsprüfung für be-
stimmte Anforderungen, etwa Angaben auf-
grund der SFDR, nicht zielführend, da solche 
Angaben unabhängig von Wesentlichkeitsas-
pekten bereitgestellt werden müssen. Dem FA 
NB erscheint auch fraglich, ob es einer Rege-
lung zu zusätzlichen unternehmensspezifi-
schen Angaben bedarf. Voraussichtlich in sei-
ner nächsten Sitzung wird sich der FA NB mit 
den themenspezifischen Angabeanforderun-
gen der Sections 3-5 des LSME befassen.  

 

FA NB: ISSB Agendakonsultation 

Zuletzt informierte sich der FA NB über die 
anstehende Agendakonsultation des ISSB. 
Die Erörterungen sollen nach Veröffentlichung 
des Konsultationsdokuments fortgeführt wer-
den. 
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